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Mit diesem Schreiben informiere ich Sie über: 

 

1 Sachbezugswerte 2016 für Lohnsteuer und Sozialversicherung  

2 Kindergeld: Steuer-Identifikationsnummern erforderlich 

3 Handwerkerleistungen: Schornsteinfegerleistungen und Werkstattarbeitslohn  

4 Unterhaltsleistungen: Behandlung von Sozialversicherungsbeiträgen  

5 Abzugsverbot für Gewerbesteuer auch bei Personenunternehmen verfassungsgemäß  

6 Neue Werte in der Sozialversicherung für 2016  

 

1 Sachbezugswerte 2016 für Lohnsteuer und Sozialversicherung  

Erhalten Arbeitnehmer von ihrem Arbeitgeber Sachbezüge (z.B. freie Unterkunft oder Kantinenmahlzeiten), 
sind diese als geldwerte Vorteile lohnsteuerpflichtig und regelmäßig auch der Sozialversicherung zu unter-
werfen. Die Höhe der Sachbezüge wird in der Sozialversicherungsentgeltverordnung festgesetzt. 

Der Wert für die freie Verpflegung setzt sich zusammen aus den Mahlzeiten Frühstück, Mittagessen und 
Abendessen. Die Monatsbeträge für 2016 können der folgenden Tabelle entnommen werden:  

Frühstück   Mittagessen  Abendessen   Vollverpflegung  

50 €    93 €    236 €    93 €  

Werden unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten (Mittag- oder Abendessen) in der Betriebskantine oder in 
Vertragsgaststätten an Arbeitnehmer abgegeben, sind pro Mahlzeit 3,10 Euro anzusetzen; dies gilt regel-
mäßig auch für Mahlzeiten, die dem Arbeitnehmer anlässlich einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit 
von höchstens 8 Stunden Dauer auf Veranlassung des Arbeitgebers zur Verfügung gestellt werden. 

Die Sachbezugswerte sind auch dann maßgebend, wenn der Arbeitgeber sog. Essenschecks mit einem bis 
zu 3,10 Euro höheren Wert (d. h. für 2016 bis zu einem Betrag von 6,20 Euro) zur Einlösung in bestimmten 
Gaststätten abgibt. 

Zahlt der Arbeitnehmer bei verbilligter Abgabe von Mahlzeiten einen Eigenbeitrag, vermindert diese Zuzah-
lung den Sachbezugswert; bei Zahlung in Höhe des vollen Sachbezugswerts durch den Arbeitnehmer ver-
bleibt somit kein steuer- und sozialversicherungspflichtiger Betrag.  

https://www.google.com/maps/place/CONTIPARK+Tiefgarage+Leibniz+Kolonnaden/@52.50455,13.3172793,17z/data=!4m8!1m2!2m1!1sparkhaus+in+der+N%C3%A4he+von+Walter-Benjamin-Platz,+Berlin,+Deutschland!3m4!1s0x47a850e425d63a71:0x334d94850646f6bf!8m2!3d52.5028!4d13.313284?hl=de-DE
mailto:knut@lingott.de
https://www.lingott.de/
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Sofern der Arbeitgeber den Arbeitslohn, der sich aus der unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung von 
Mahlzeiten ergibt, mit dem Sachbezugswert ansetzt und nach § 40 Abs. 2 EStG mit 25 % pauschal versteu-
ert, liegt in der Sozialversicherung Beitragsfreiheit vor. 

Hinsichtlich der Gewährung einer freien Unterkunft durch den Arbeitgeber ist zu unterscheiden:  

• Handelt es sich um eine in sich abgeschlossene Wohnung (bzw. Einfamilienhaus), in der ein selbständi-
ger Haushalt geführt werden kann, ist regelmäßig der ortsübliche Mietpreis zugrunde zu legen. Neben-
kosten, wie z. B. Strom und Wasser, sind dabei mit dem Preis am Abgabeort zu berücksichtigen.  

• Dagegen ist für die Überlassung einer sonstigen Unterkunft (einzelne Räume) regelmäßig ein pauscha-
ler Sachbezugswert anzusetzen; dieser beträgt (gegenüber 2015 unverändert) 223 Euro monatlich. Die 
Unterkunft kann mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet werden, wenn dieser unter dem pauschalen 
Sachbezugswert liegt. 

Bei verbilligter Überlassung einer Wohnung bzw. einer Unterkunft vermindern sich die o. a. Werte um das 
vom Arbeitnehmer gezahlte Nutzungsentgelt; der verbleibende Betrag ist dann der Lohnsteuer und der So-
zialversicherung zu unterwerfen.  

2 Kindergeld: Steuer-Identifikationsnummern erforderlich  

Für die Inanspruchnahme von Kindergeld ist ab dem 1. Januar 2016 zusätzliche Voraussetzung, dass der 
zuständigen Familienkasse die Steuer-Identifikationsnummern des Anspruchsberechtigten (Elternteil) und 
des Kindes vorliegen. 

Dies gilt grundsätzlich auch für vor dieser Neuregelung beantragtes Kindergeld. Hier ist es jedoch ausrei-
chend, wenn die Identifikationsnummern im Laufe des Jahres 2016 nachgereicht werden. Wie das Bundes-
zentralamt für Steuern mitteilt, werden die Kindergeldzahlungen nicht eingestellt, wenn die Identifikations-
nummern nicht bis zum 1. Januar 2016 vorliegen.  

Sofern die Familienkassen die Steuer-Identifikationsnummern nicht durch ein automatisches Abgleichsver-
fahren abrufen können, werden die betroffenen Eltern im Laufe des Jahres 2016 aufgefordert, die fehlenden 
Nummern einzureichen.  

3 Handwerkerleistungen: Schornsteinfegerleistungen und Werkstattarbeitslohn  

Für Handwerkerleistungen zur Durchführung von Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnah-
men in einem privaten Haushalt kann eine Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 3 EStG in Höhe von 20 % 
der Arbeitskosten, höchstens jedoch 1.200 Euro, im Jahr in Anspruch genommen werden.  

Für Schornsteinfegerleistungen vertrat die Finanzverwaltung bisher die Auffassung, dass diese in zwei 
Kategorien einzuteilen sind: begünstigte Schornstein-Kehrarbeiten sowie Reparatur- und Wartungsarbeiten 
und die nicht begünstigte Gutachtertätigkeit für Mess- und Überprüfungsarbeiten sowie Feuerstätten-
schauen. Die Finanzverwaltung hat nun ihre ablehnende Auffassung geändert. Danach kommt eine Steuer-
ermäßigung künftig für sämtliche Schornsteinfegerleistungen einschließlich der Überprüfungsarbeiten in 
Betracht; dies gilt für alle noch offenen Fälle.  

Bei Handwerkerleistungen wurde die Auffassung vertreten, dass diese entsprechend § 35a Abs. 4 EStG 
begrenzt sind auf Leistungen, die "im Haushalt" erbracht werden. Das FinanzgerichtMünchen hat nunmehr 
auch den Werkstattarbeitslohn für die Herstellung einer neuen Haustür in einer Tischlerei mit anschließen-
der Montage als begünstigt angesehen. Es handele sich hierbei um eine Tätigkeit, die in unmittelbarem  

  

https://www.lingott.de/


 

 
 
 
 
 

Seite 3 von 4 zum Informationsbrief 
  
 

 

räumlichem Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt wurde und dem Haushalt dient. Das Gericht bezieht 
sich hierbei auf die neuere höchstrichterliche Rechtsprechung zum Begriff "im Haushalt", der räumlich funk-
tional auszulegen ist. 

4 Unterhaltsleistungen: Behandlung von Sozialversicherungsbeiträgen  

Unterhaltszahlungen an Personen, für die kein Anspruch auf Kindergeld/Kinderfreibetrag besteht (z.B. für 
Kinder über 25 Jahre oder für Eltern), sind bis zu einem Höchstbetrag von 8.472 Euro (ab 2016: 8.652 Euro) 
im Kalenderjahr als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig (§ 33a Abs. 1 EStG). Eigene Einkünfte und 
Bezüge der unterhaltenen Person mindern den Höchstbetrag, soweit diese 624 Euro übersteigen. Bei Unter-
haltszahlungen ins Ausland sind die Beträge ggf. an die Verhältnisse im Wohnsitzstaat des Empfängers 
anzupassen. Voraussetzung für den steuerlichen Abzug ist, dass der Unterhaltsempfänger gesetzlich unter-
haltsberechtigt ist und kein oder nur ein geringes Vermögen besitzt; außerdem ist ab 2015 zwingend dessen 
steuerliche Identifikationsnummer anzugeben.  

Der Höchstbetrag erhöht sich um Beiträge zur Basiskranken- und Pflegeversicherung des Unterhaltsemp-
fängers, wenn dafür beim Unterhaltsleistenden kein Sonderausgabenabzug möglich ist. Demgegenüber 
bleiben die Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung unberücksichtigt. 

Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, wonach nur die Beiträge zur Basis-
kranken- und zur Pflegeversicherung das Abzugsvolumen von Unterhaltsleistungen erhöhen können, nicht 
jedoch die Renten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge, obwohl die dafür verwendeten Mittel nicht zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts zur Verfügung stehen. Das Gericht sah darin keinen Verfassungsverstoß.  

5 Abzugsverbot für Gewerbesteuer auch bei Personenunternehmen verfassungsgemäß  

Gewerbesteuerzahlungen für Jahre ab 2008 können nicht mehr als Betriebsausgaben abgezogen werden; 
sie mindern somit weder den körperschaft- bzw. einkommensteuerlichen Gewinn noch die Bemessungs-
grundlage für die Gewerbesteuer selbst (vgl.§ 4 Abs. 5b EStG).  

Der Bundesfinanzhof hatte bereits entschieden, dass das Abzugsverbot für Kapitalgesellschaften gerecht-
fertigt ist, weil diese Regelung u. a. als Maßnahme zur Gegenfinanzierung der Absenkung des Körperschaft-
steuertarifs von 25 % auf 15 % im Zuge der Unternehmensteuerreform geschaffen wurde.  

In einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass das Abzugsverbot auch verfassungs-
gemäß ist, soweit es sich um die Gewerbesteuer bei einkommensteuerpflichtigen Personenunternehmen 
(Einzelunternehmen, Personengesellschaften) handelt. Das Gericht begründet dies damit, dass bei Perso-
nenunternehmen die Gewerbesteuer grundsätzlich auf die Einkommensteuer angerechnet wird (siehe § 35 
EStG). Dies führe in vielen Fällen zu einer vollständigen Entlastung des Unternehmens bzw. der beteiligten 
natürlichen Personen von der Gewerbesteuerschuld und somit zu einer Kompensation des Abzugsverbots.  

6 Neue Werte in der Sozialversicherung für 2016  

Ab dem 1. Januar 2016 gelten z. T. neue Werte in der Sozialversicherung (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- 
und Pflegeversicherung):  

Bei Arbeitnehmern, die in der gesetzlichen Krankenkasse (AOK, Ersatzkassen, Betriebskrankenkassen) 
pflichtversichert sind, trägt der Arbeitgeber grundsätzlich die Hälfte des paritätischen Krankenversiche-
rungsbeitrags in Höhe von (50 % von 14,6 % =) 7,3 % sowie regelmäßig die Hälfte des Pflegeversiche-
rungsbeitrags in Höhe von 1,175 %. 

Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherte erhalten einen steuerfreien Arbeitgeberzu-
schuss in entsprechender Höhe. Wenn sich Arbeitnehmer privat krankenversichern, hat der Arbeitgeber 
einen steuerfreien Zuschuss in Höhe von 50 % der vom Arbeitnehmer zu zahlenden Beiträge zu leisten. 
Dieser Zuschuss ist jedoch auf den halben Höchstbeitrag in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
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rung begrenzt; für das Jahr 2016 gilt regelmäßig ein höchstmöglicher Zuschuss für die gesetzliche Kranken-
versicherung von (50 % von 618,68 Euro =) 309,34 Euro monatlich. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Knut Lingott 
Steuerberater 
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